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1. Einleitung

1.1. Vorbemerkung: Wissensgesellschaft unterm Spardiktat

Die Frage, in welche Richtung sich Hochschulen im Sinne des Einzelnen und im Sinne der Gemeinschaft entwickeln sollten, wirkt in Berlin derzeit fehlplatziert. Zum Zeitpunkt der Wiedervereinigung konnte die Stadt mit einem geballten Wissenschaftspotenzial aufwarten. Fast 117.000 personenbezogene Studienplätze hielt die Berliner Hochschullandschaft 1993 vor.
 Diese Zahl sank in den folgenden Jahren drastisch. Im Haushaltsstrukturgesetz von 1996 wird die Zielzahl von 85.000 ausfinanzierten Studienplätzen genannt. Im Jahr 2000 wurde dieses Ziel in etwa erreicht, was mit der Halbierung der Professuren an den Westberliner Universitäten und Verkleinerungen der übrigen Hochschulen um circa ein Drittel einherging.

Die Gesamtaufwendungen für die Hochschulen blieben seit 1997 in etwa stabil.
 Da die Hochschulen die Pensionen für außer Dienst gegangene Beamte aus ihren Haushalten bestreiten, kann man von einem weiteren drastischen Einbruch der Mittel für den Hochschulbetrieb sprechen.

Diese Zahlen sollen die Dimensionen des bisherigen Abbruchs der Berliner Wissenschaftslandschaft aufzeigen. Der Spardruck erreicht jedoch durch die stark ansteigende Verschuldung des Landes neue Dimensionen. Der Abbau von Hochschulkapazitäten geht in unverminderten Tempo weiter, wobei die Zahl von 85.000 Studienplätzen nicht mehr zu halten sein wird. 

Am stärksten betroffen sind von den Kürzungen die großen Universitäten. Da sich die Zahl der tatsächlich Studierenden kaum verringert hat und sich mittlerweile wieder erhöht, wirkt sich der Kahlschlag drastisch auf die Studien- und Lehrbedingungen aus. Das Konzept der Fachhochschule als auf den Lehrbetrieb ausgerichtete Ausbildungsstätte verspricht in dieser Situation einen hohen Durchlauf mit weniger Mitteleinsatz. 

Diese Arbeit will sich mit dem Verhältnis von FH und Universität jedoch nicht vor allem unter Haushaltsgesichtspunkten befassen. Das Konzept der Fachhochschule hat zuerst qualitative Spezifikationen, die sich im Schwerpunkt Studium und Lehre und hier wiederum in der Ausrichtung auf die berufliche Praxis ausdrücken (s. 2.2.). Um eine qualitative Analyse der Chancen des Fachhochschulmodells in der Hochschullandschaft Berlins soll es hier gehen. Die problematische Finanzsituation des Hochschulträgers soll nicht das entscheidende Kriterium sein, da im Hinblick auf den Schuldenberg Entscheidungen leicht fielen: immer die kostengünstigste Variante. Gesellschaftliche Verteilungskämpfe sind jedoch prinzipiell offen. Hier geht es um die Frage, wie neu erkämpfte Gestaltungsspielräume in der Zukunft sinnvoll ausgefüllt werden können, was nicht heißt, dass der Gedanke der Effizienz und der Kosten aus dem Blick geraten soll.

Weil Bildung aus Sicht der Unternehmen zunehmend eine wichtige Ressource ist, ist sie für die Menschen in Zeiten hoher Arbeitslosigkeit eine umso wichtigere. Höhere Bildung kann zur Teilhabe am gesellschaftlich Erarbeiteten verhelfen, ist also auch eine verteilungspolitische Kategorie. Der Zugang zu ihr wird zu einer gesellschaftlichen Schlüsselfrage, höhere Bildungsabschlüsse zur notwendigen, jedoch nicht zur hinreichenden Bedingung für Beschäftigung und Einkommen. Denn: „Im selben Maße, in dem Investitionen in höhere Bildungsabschlüsse zur puren Notwendigkeit werden, gehorcht die individuelle Kapitalisierung der Zertifikate erneut dem Verfall.“
 Wo früher eine Berufsaubildung genügte, ist heute ein Hochschulabschluss notwendig. 

In Berlin wird diese generelle Situation zusätzlich durch die geschichtlich bedingte Abwesenheit von investitionsbereiten, arbeitsintensiven Großunternehmen verschärft. Die Berliner brauchen Bildung und Wissenschaft, um durch Kreativität und Innovationspotenzial den Mangel an gewachsenen ökonomischen Strukturen ausgleichen zu können. Dass sich bei diesem Prozess eine Abkehr von bisherigen  kapitalfixierten Wertvorstellungen und Handlungsmuster der Wirtschaftsakteure entwickeln könnte, soll hier ausdrücklich erwähnt sein.
 Bildung sollte nicht nur Anforderung der (immer weiter schrumpfenden) Arbeitsgesellschaft gesehen werden. Sie könnte zum Werkzeug der Bewältigung sozialer Verwerfungen und Umbrüche werden. Umbrüche, von denen HochschulabsolventInnen schon lange nicht mehr ausgenommen sind. 

1.2. Fragestellung

Wenn  von vielen Seiten im hochschulpolitischen Diskurs die Forderung nach einem Ausbau der Fachhochschulen kommt, so sind, je nach Interessenlage, meist die folgenden Begründungen vorherrschend:

· Praxis- und Berufsorientierung

· Kurze Studiendauer

· Weniger Kosten

· Flexibler als Universitäten

Diese Argumente überzeugen auf den ersten Blick. Die kurzschlüssige strukturpolitische Schlussfolgerung wäre ein massenhafter Abbau der Universitätskapazitäten zugunsten eines Aufbaus der Fachhochschulen, die Fachhochschule als Regelhochschule. 

Die Voraussetzungen im Wettbewerb der beiden Hochschultypen soll in dieser Arbeit analytisch nachvollzogen werden und zwar am konkreten Beispiel der Berliner Hochschullandschaft. Geleitet wird die Analyse von der Frage nach dem Nutzen für den einzelnen und für die Gemeinschaft. Ein Ausgangspunkt ist die Feststellung des Wissenschaftsrates: „In der Konsequenz erhält eine große Anzahl Studierender weder eine ihren Neigungen und Fähigkeiten entsprechende Ausbildung noch trägt diese Situation zu einer Verbesserung der Leistungsfähigkeit der Universitäten bei.“
 Ist die Fachhochschule auf dem Weg zur Regelhochschule in Berlin? Ist sie dafür gerüstet?
Die Vorteile der Fachhochschulen sollen dabei ebenso beleuchtet werden, wie ihre Kehrseiten. Am Schluss stehen folgende Fragen: Wie könnten die Fachhochschulen sinnvoll ihr Fächerspektrum aus- oder umbauen? Welche Vor- und Nachteile ergäben sich für AbsolventInnen und die Stadt Berlin als Kommune und Region aus dieser Strukturveränderung? Der Wissenschaftsrat hat in seinem Gutachten
 Bezugspunkte für die Diskussion vorgelegt, weitere Stellungnahmen der beteiligten Interessengruppen sind erfolgt. Diese Argumentationen werden hier nachverfolgt und gebündelt. Sich ergebende Perspektiven sollen aufgezeigt werden.  

Der Blick wird dabei auf die sich stark verändernden Rahmenbedingungen gelenkt, die die bisherige Trennschärfe im Profil der Hochschularten verschwimmen lassen. Die Frage ist zu stellen, wie das Fachhochschulmodell auf neue hochschulpolitische Bedingungen (Abschlüsse, Dienstrecht, Studienkonten, leistungsbezogene Mittelvergabe etc.) reagiert. 

Am Anfang wird kurz ein Überblick über das Konzept der differenzierten Hochschullandschaft und die Eigenheiten der beiden zu betrachtenden Hochschularten gegeben. Diese Vergewisserung ist nötig, weil, wie wir sehen werden, die Profile der beiden Hochschultypen in Zukunft starke Veränderungen, auch Annäherungen, erfahren werden.       

2. Theoretisch-konzeptionelle Bemerkungen zur Profilbildung der Hochschularten

2.1. Universitäten- die Einheit von Forschung und Lehre?

Die deutschen Universitäten gehen auf das Humboldtsche Ideal der Einheit von Forschung und Lehre zurück. Die Universitäten haben den Auftrag, Grundlagenforschung zu betreiben, die Wissenschaften zu entwickeln und die Ergebnisse der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. Dabei sollen sie „unabhängig von außerwissenschaftlichen Bestimmungen“ 
 vorgehen, geleitet lediglich von Erkenntnisinteresse. Diese oft proklamierte Unabhängigkeit darf allerdings nicht mit völliger Zweckfreiheit verwechselt werden.
 Ein weiteres wichtiges Merkmal dieses Hochschultyps ist die interdisziplinäre Vernetzung, deren Voraussetzung ein breitestes Fächerspektrum (Stichwort Volluniversität) ist. Reflexion der eigenen Methoden und Nachdenken über gesellschaftliche Prozesse ist eine Aufgabe der Universität. 

Die universitäre Lehre konzentriert sich, so die Konzeption, auf die Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie auf wissenschaftliche Kompetenz, wo diese erforderlich ist. Diese Konzeption von Studium und Lehre kann der Realität nicht standhalten. Die Universitäten erleben spätestens seit den 70er Jahren einen immensen Ansturm von Studierenden und haben seit dieser Zeit mit einem dauernden Krisenzustand zu kämpfen. Die Lehre dient nicht nur der Förderung von wissenschaftlichem Nachwuchs, sondern vor allem der Bereitstellung höherer Bildungsabschlüsse für einen relevanten Teil der nachwachsenden Generationen.
 Die Kluft zwischen Anspruch und Realität der universitären Lehre führte Ende der 60er Jahre zur Gründung des Typs der Fachhochschulen. 

2.2. Fachhochschulen- praxisbezogene Ausbildungsstätten?

Anderen Hochschulen gleichwertig sollten die neu gegründeten Fachhochschulen ihren Platz im tertiären Sektor des deutschen Bildungssystems einnehmen. Die Aufgabe bestand darin, Studierwilligen eine akademische Berufsausbildung mit konkretem Anwendungsbezug bereitzustellen: „Das Fachhochschulstudium soll auf wissenschaftliche Arbeitsweisen und Methoden hinweisen, die in der Praxis zur Lösung von komplexen Aufgabenstellungen benötigt werden.“
 Die Art von Studium und Lehre und der Forschungsumfang ordnen sich diesem Ziel unter. Gekennzeichnet soll das Studium deshalb durch „Akzentuierung des Anwendungsbezugs, den hohen Grad der Verbindlichkeit und die kürzere Studiendauer“
 sein.

Ausschlaggebend für die Gründungen waren neben steigender Bildungsnachfrage jedoch auch Vorstöße von Arbeitgebern, die einem sich differenzierendem Beschäftigungssystem auch eine ebensolche Hochschullandschaft gegenüberstellen wollten.
 Die Fachhochschulen wurden zum Teil aus Vorgängerinstitutionen wie etwa Ingenieurschulen, Höheren Fachschulen und Akademien oder eben komplett neu gegründet. Nach der deutschen Vereinigung vollzog sich ein ähnlicher Prozess in Ostdeutschland. Klassische Fachhochschuldisziplinen sind Wirtschaft, Technik, Sozialwesen und Gestaltung.

Kennzeichnend für dieses Modell sind Berufungskriterien, die praktische Erfahrung der Lehrenden im Beruf vorsehen, ein höheres Lehrdeputat (18 WS) sowie eine geringere Besoldungsstufe (max. C3). Wegen der eingeschränkten Forschungstätigkeit ist auch die Ausstattung mit mittlerem wissenschaftlichen Personal deutlich geringer als bei Universitäten. 

Das Modell der Fachhochschule kann als Erfolg im Sinne der Nachfrage von Studierenden und Arbeitgebern bezeichnet werden. Die Zugangsbeschränkungen sind zum Teil schärfer als bei den Universitäten, der Anteil der Studienanfänger mit Abitur im Vergleich zur Gründungsphase deutlich gestiegen.
 Ein Drittel der Studierenden sind heute an Fachhochschulen eingeschrieben.
 

2.3. Zum bisherigen Verhältnis der beiden Hochschularten

 Mit dem Ausbau der FH-Kapazitäten, der trotz gegenteiliger Absichtserklärungen der Politik allerdings seit Ende der 70er Jahre in Westdeutschland stagniert, stießen diese an die Grenzen ihrer Konzeption und der gesetzgeberisch vorgegebenen Rahmenbedingungen. Die von einigen als „Endziel“ der FH-Gründung genannte Gesamthochschule
 setzte sich nicht durch. Das Ziel der Gleichwertigkeit, das der Wissenschaftsrat 1981 postuliert hatte,
 ist danach allerdings auch nicht mehr erreicht worden. Die Fachhochschulen, vertreten durch die Rektoren, benennen die Probleme folgendermaßen:

· Fehlende Gleichberechtigung der ProfessorInnen im Hinblick auf die Ausgestaltung ihres Amtes

· Fehlende Gleichberechtigung ihrer AbsolventInnen vor allem im öffentlichen Dienst

· Struktur- und Infrastrukturdefizite, vor allem mangelnde fachliche Breite des Studienangebots

Die Fachhochschulen konnten seit längerer Zeit ihren Anteil an den Studierenden nicht ausbauen, sie „sind im wesentlichen nur mit dem Markt mitgewachsen.“
 Eine Neuverteilung der Studentenströme fand bisher nicht statt.

Ebenso wenig kam es zu einer vollkommenen Angleichung der Profile der beiden Hochschultypen. Die Universitäten haben sich auf dem Gebiet der Studiendauer- und abläufen sowie im Hinblick auf den Anwendungsbezug zumindest bis Ende der 90er Jahre kaum zu substanziellen Veränderungen durchringen können.
 

Die Fachhochschulen hingegen konnten unter anderem wegen der Eingrenzung bei Ausstattung und wegen des hohen Lehrdeputats keine großen Fortschritte im Bereich Forschung und Entwicklung, keinen von den Universitäten befürchteten „academic drift“ erzielen. Außerdem bekamen sie nicht die finanziellen Möglichkeiten, ihr Fächerspektrum entscheidend auszubauen. Einer weiteren Entfaltung des Fachhochschulmodells wurde so ein finanz- und strukturpolitischer Riegel vorgeschoben. Der Wissenschaftsrat hat dies immer wieder scharf kritisiert.
 Wo Fachhochschulen noch ausgebaut würden, ginge es um finanz- und regionalpolitische Gründe, beklagt auch die  GEW.
 Mitte/Ende der 90er Jahre, vor dem Reformdruck durch den Bologna-Prozess zeigte sich der Hochschulsektor in Deutschland unbeweglich. 

Als Fortschritt kann jedoch die Neuregelung des Patentrechts gesehen werden, die die bisherige Trennung in „wissenschaftliche“ und quasi „unwissenschaftliche“ Hochschulen aufhebt.
 Weiterhin schafft das neue Dienstrecht erstmals die formelle Gleichstellung aller Hochschullehrer (s. auch 3.2.).

3. Rahmenbedingungen einer Hochschulstrukturreform in Berlin

3.1. Die Einführung von gestuften Abschlüssen

Die Schaffung eines einheitlichen europäischen Hochschulraums war das erklärte Ziel der Bolognaer Konferenz, in deren Folge auch in Deutschland die Einführung schon vorher diskutierte Einführung gestufter Abschlüsse (Bachelor/Master) auf der politischen Tagesordnung stand. Mit der neuesten Novelle des HRG sind die Abschlüsse „aus dem Erprobungsstadium in das Regelangebot der Hochschulen geführt.“
 Die gestuften Abschlüsse sollen an Fachhochschulen und Universitäten angeboten werden. Eine eindeutige Unterscheidung der Hochschularten ist am Titel nicht mehr möglich.

Angestrebt wird in der Gesetzgebung mit dem Bachelor ein erster berufsqualifizierender Abschluss nach drei bis vier Jahren. Da die Berufsqualifizierung Priorität hat, kann solch ein Abschluss nicht mit dem Grundstudium eines bisherigen Studiums vergleichbar sein. Hier kommen auf die Universitäten gewaltige Umstrukturierungen zu.
 

Der Master-Grad soll nach weiteren ein bis zwei Jahren Studium als Nachweis der wissenschaftlichen Befähigung vergeben werden. Er soll, egal ab an FH oder Universität abgelegt, zur Promotion qualifizieren. Konzipiert ist die Durchlässigkeit zwischen den Hochschularten beim Übergang vom Bachelor zum Master.
 

Der Berliner Senat hat die Umstellung der Studiengänge auf die neuen Abschlüsse als Ziel formuliert und in die Hochschulverträge, die zwischen Land und Hochschulen abgeschlossen wurden, integriert. In Berlin hat sich auf Druck der Senatsverwaltung ein dreijähriger Bachelor durchgesetzt.

Exkurs: Hochschulprofil und gestufte Abschlüsse

Die Einführung der gestuften Abschlüsse wirft die Frage nach der Sinnhaftigkeit des deutschen Modells der Universitäten und Fachhochschulen auf. Die Unterscheidung in einen berufsorientierten und einen wissenschaftsorientierten Abschluss, die aufeinander aufbauen, stellt die Aufgabenteilung der Hochschularten und sogar das System der Fachschul- und Dualen Berufsausbildung in Frage. Die unterschiedlichen Anforderungen an die beiden konsekutiven Studiengänge, Berufsbefähigung (Bachelor) und wissenschaftliche Befähigung (Master), korrespondieren inhaltlich stark mit der bisherigen Profilorientierung Ausbildungsorientierung (FH) und Forschungsorientierung (Universität).
 Zu dieser unscharfen Abgrenzung kommen die Kategorien Theorie- bzw. Anwendungsorientierung bei den einzelnen Studiengängen. In der folgenden Abbildung wird versucht, diese Kategorien jeweils zuzuordnen.

                                         Wissenschaftlichkeit (Master)


Theorieorientierte 
Studium und Lehre

Studiengänge
(FH)

Forschung
Anwendungsorientierte

(Universität)                                                                   
Studiengänge

                                   Berufs-und Arbeitsmarktorientierung

                                                      (Bachelor)

Abbildung 1: Versuch einer Kategorisierung der Hauptprofilelemente von Studiengängen, Studienabschlüssen und Hochschultypen.

Bei genauerer Betrachtung der einzelnen Begrifflichkeiten fällt es schwer, klare Abgrenzungen auszumachen. Hinzu kommt, dass von der KMK ausdrücklich vorgeschlagen wird, Studiengänge mit eindeutiger Theorieorientierung auch an Fachhochschulen und umgekehrt praxisorientierte Studiengänge an Universitäten aufzubauen.
 Der Senat von Berlin widerspricht dem jedoch, indem er Theorieorientierung eindeutig an den Universitäten verortet sieht.
 In naher Zukunft sind dann Ausstattungs- und Funktionsunterschiede, die nur historisch erklärbar sein werden, der Grund für Qualitätsunterschiede in gleich ausgerichteten Studiengängen. Ein echter Wettbewerb ist bei staatlicher Finanzierung nicht möglich, ein zunehmend tiefer Eingriff der Politik in Profilbildung wohl nötig. Die Simulation eines Wettbewerbs wird mit der leistungsbezogenen Mittelvergabe angestrebt.
 Universitäten können mit breitestem Fächerspektrum, Interdisziplinarität, wissenschaftlichem Mittelbau und Nähe zur Forschung punkten, während sich Fachhochschulen mit kleineren Gruppenstärken und Praxiserfahrung der Lehrenden im Vorteil sehen wollen. Studienzeiten sind bei den neuen Abschlüssen trotzdem ein Kriterium, da wegen der immer schlechter werdenden Finanzlage sich auch die Studienbedingungen verschlechtern werden. 

Die inhaltlichen Unterschiede sind jedoch kaum noch erkennbar. „Es drängt sich der Eindruck von Etikettenschwindel auf, wenn künftig die Universität ein berufsqualifizierendes Studium und die Fachhochschule ein praxisbezogenes Studium bei einer Volumendifferenz von 18 SWS Gesamtausbildung anbieten (...), deren Absolventen dann in die bekannten Besoldungsdifferenzen eingestuft werden.“
   

Lösungen dieses Problems sind eher generalistisch diskutiert und verschiedene Modelle entwickelt worden.
 Überlegt wurde etwa, die Universität vom „Ballast“ der Berufsausbildung zu befreien und eine besser ausgestattete Fachhochschule zur Regelhochschule aufzubauen.
 Aber auch die erneute Integration der beiden Hochschultypen, also eine neue Gesamthochschule, im tertiären Sektor wurde und wird diskutiert. Obwohl diese Modelle interessante Richtungen aufzeigen, soll in dieser Arbeit eher in kürzeren Zeiträumen, regionalen Zusammenhängen und besser umsetzbaren Dimensionen weitergearbeitet werden. Das Problem der direkten Konkurrenz verschärft sich jedoch noch, wenn die Fachhochschulen, wie im folgenden diskutiert, im Fächerspektrum erweitert werden sollen. Es steht also auf der Tagesordnung. 

3.2. Lehrdeputat und neue Professorenbesoldung

Seit ihrer Gründung kämpfen die Fachhochschulen um eine Absenkung des Lehrdeputats, das ihre Bemühungen in der Forschung, aber auch die Qualität der Lehre beeinträchtigt. Bereits in Zeiten besserer finanzieller Ausstattung wurde festgestellt, dass „18 Wochenstunden (Lehrverpflichtung- T.S.) eine qualifizierte Lehre unmöglich machen.“
 Es fehlt an der Erneuerung des Wissenstandes der Lehrenden sowie der Auffrischung der Studieninhalte. Auch Entwicklung neuer Studiengänge sowie die Beteiligung an der Selbstverwaltung mit ihren weitreichenden Aufgaben in autonomer agierenden Hochschulen leiden unter der hohen Lehrverpflichtung. Die Schwierigkeit, bei dieser Belastung zu forschen, hat auch Auswirkungen auf die Qualität der wissenschaftlich orientierten Masterstudiengänge und der Betreuung der darin Studierenden. Dies sehen die Hochschullehrer auch im Hinblick auf fremdsprachige Lehre und Betreuung als Problem: „Es kann auf Dauer nicht erwartet werden, dass ein deutscher Professor bis zu einem Drittel seines Deputats in Englisch lehrt ohne einen Ausgleich zu erhalten.“
 Als die Kultusministerkonferenz 1992 eine Senkung auf 16 SWS ankündigte, folgte danach die enttäuschende Nichtumsetzung. 

Neben der niedrigeren Besoldung wird das Lehrdeputat und die fehlenden Forschungsmöglichkeiten als häufiger Grund für den Mangel an qualifizierten Nachwuchsprofessoren genannt: „Es ist nicht erkennbar, wie die Stellen mit qualifizierten Bewerbern besetzt werden sollen, wenn nicht sofort Anreize geschaffen werden."
 Dabei wird in Berlin derzeit sogar die Anhebung des Lehrdeputats befürchtet.
 

Unter Ausnutzung verschiedener Ausnahmetatbestände versuchen die Fachhochschulen, Zeit von ihrem Lehrdeputat abzuzweigen.
 Eine Überprüfung der geleisteten Lehre fände weitgehend nicht statt, monierte der Landesrechnungshof im Jahr 2001.
 Von Seiten der Fachhochschulen wurde daraufhin die Anerkennung von Ermäßigungstatbeständen als „einziges Mittel, das eine gewisse (...) Leistungsgerechtigkeit herstellen kann,“ verteidigt und eine drohende Verschärfung der LVVO abgelehnt.

Mit der letzten Novelle des HRG wurde auch die Professorenbesoldung reformiert.
 Zukünftig soll ein erhöhter Anteil der Professorengehälter leistungsbezogen ausgezahlt werden. Die feste Grundvergütung wird insgesamt abgesenkt. Für unsere Frage soll vor allem der Unterschied zwischen FH- und Universitätsprofessoren interessieren. Die beiden neuen Besoldungsstufen W2 und W3
 können an beiden Hochschularten eingerichtet werden. Der Vergaberahmen sieht jedoch für die Fachhochschulen weiterhin einen deutlich geringeren Besoldungsdurchschnitt vor. Die Entscheidung über die Einstufungen in W2 oder W3 liegt beim Land. Von Seiten der Fachhochschulen werden die unterschiedlichen Basisbeträge kritisiert: Sie „sind sachlich nicht zu begründen.“
 FH-Vertreter schlagen eine Angleichung der Basisbeträge auf das Niveau der Universitäten in einem Zeitraum von fünf bis zehn Jahren vor,
 um die Attraktivität der Fachhochschulen für praxiserfahrene Bewerber zu steigern. Prinzipiell ist die Möglichkeit, überdurchschnittliche Kräfte einer höheren Vergütung zu honorieren, zwar gegeben, praktisch sind die Chancen der FH im Wettbewerb um Spitzenkräfte jedoch wegen ihres deutlich geringeren Budgets auch in Zukunft begrenzt. Dazu kommt, dass für die Bezahlung der Leistungszuschläge kaum belastbare Kriterien vorliegen. Nachfrage nach Lehrveranstaltungen der jeweiligen ProfessorInnen oder AbsolventInnenzahlen sind in Zeiten der Überlast, der Umstellung auf verschulte Bachelor und der schlechten sozialen Stellung der Studierenden keine harten Kategorien.
 Ebenfalls problematisch scheint die Verknüpfung mit der internen Evaluation durch die Studierenden zu sein.

Eine weitere Eigenschaft des neuen Modells ist die geringere Altersversorgung der W2-Professoren, denn nur das Grundgehalt ist pensionswirksam. 

Die Vertretung der HochschullehrerInnen sieht durch das neue Besoldungsmodell die Fachhochschulen im Wettbewerb mit den Universitäten massiv benachteiligt und trug nach der Verabschiedung des Gesetzes zur Besoldung das Modell Fachhochschule symbolisch zu Grabe.

3.3. Leistungsbezogene Mittelvergabe

In den Hochschulverträgen ist zwischen dem Land Berlin und den Hochschulen vereinbart worden, einen Teil der Landeszuschüsse nach leistungsbezogenen Kriterien zu vergeben.
 Dieser Anteil sieht folgende Verteilung der Mittel vor:
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Abbildung 2: Verteilung der leistungsbezogen vergebenen Mittel nach Anlage 1 der Hochschulveträge 2003-2005 (Angaben in Prozent)

Aus dieser Gewichtung lassen sich Rückschlüsse auf Präferenzen der zuständigen Senatsverwaltung ziehen. Die Fachhochschulen haben ihr Profil demnach eindeutig im Bereich der Lehre, wobei der Anteil von 15% für die Forschung und Entwicklung immerhin ein Drittel des Anteils der F&E-Mittel bei den Universitäten darstellt. Diese Verteilung lässt auf eine vom Land erwünschte Profilverschiebung der Fachhochschulen in Richtung Forschung schließen.

Nur leichte Unterschiede zwischen den Hochschultypen ergeben sich bei genauerer Betrachtung der Einzelheiten in den Vergabekriterien. In der Forschung werden bei den Universitäten die Drittmittelausgaben geringfügig stärker gewichtet, bei den Fachhochschulen hingegen die Internationalität. Die Kriterien in der Lehre stimmen überein. Entscheidend sind die Auslastung der Studiengänge, möglichst wenig Überschreitung der Regelstudienzeit und eine niedrige Abbrecherquote. 

3.3. Das  „Berliner Studienkontenmodell“ 

In Berlin wird derzeit die Einführung von Studienkonten diskutiert.
 Kern des Modells ist ein Studienkonto, das für jedeN StudierendeN vom Staat „eingerichtet“ wird. Das Land gewährt zunächst eine kostenlose Anzahl von credit points, also Lehrveranstaltungen je Semester. Diese sollen „ den jeweiligen Ausbildungsgang vollständig abdecken.“
 Die absolute Studiendauer ist jedoch ebenfalls begrenzt. Es werden also die Möglichkeiten für längeres Studieren ebenso eingeschränkt, wie die Möglichkeit breiter zu studieren, d.h. mehr Lehrveranstaltungen pro Semester in Anspruch zu nehmen. Der proklamierte Vorteil des Kontenmodells, die Möglichkeit der Streckung des Studiums, kommt nicht zum Tragen, weil es kein echtes, zeitunabhängiges Konto gibt.

Im hier betrachteten Kontext der Fachhochschulentwicklung birgt das Modell folgende Konfliktlinien: 

· Sollte die zeitliche Obergrenze, ab der das Guthaben verfällt, bei Regelstudienzeit plus vier Semestern (für BA/MA) gesetzt werden, würden FH-Studierende einen starken Vorteil haben: An Fachhochschulen entsprechen die Regelstudienzeiten viel eher der Realität als an Universitäten.
 Universitätsstudenten dürften, geht man von den heutigen Zuständen aus, deutlich häufiger in den Bereich einer Gebührenpflicht kommen. Die Lenkungswirkung dieses Umstands in Richtung der FH dürfte angesichts des schon jetzt großen Ansturms nicht erwünscht sein.

· Die durchschnittliche Anzahl der SWS (formalisierter Studienanteil) ist an Universitäten geringer.
 Wenn für beide Hochschularten die gleiche Anzahl an kostenlosen Credits auf das Studienkonto berechnet werden, haben Universitätsstudierende den Vorteil, mehr Lehrveranstaltungen außerhalb des Pflichtprogramms wie etwa Sprachkurse in Anspruch nehmen zu können. Dies trägt zwar dem Universitätskonzept Rechnung, ist aber ein Nachteil für die Entwicklung von Interdisziplinarität an den Fachhochschulen.

· Die gewünschte Durchlässigkeit zwischen den Hochschularten wird durch dieses, wie durch alle anderen Zweitstudiengebührenmodelle, torpediert. Sollte ein FH-Bachelorabsolvent an einer Universität einen Master machen wollen, egal ob direkt oder nach Berufstätigkeit, gilt das nicht mehr als konsekutiver Studiengang. Die Gebührenpflicht dürfte dann greifen.

· Engagement und Eigeninteresse der Studierenden der Universität (zum Beispiel Teilnahme an LV ohne Leistungsnachweis) wird eher bestraft als gefördert. Denn: „Eine Universität, die viele Credits in kurzer Zeit umsetzt und/oder Bonus-Credits
  vergibt, wird im Rahmen leistungsbezogener Mittelzuweisung entsprechend honoriert.“
 Lehrveranstaltungen müssen dann prinzipiell schnell und konsequent zu Leistungsnachweisen mit möglichst hoher ECTS-Einstufung führen, damit die Hochschulen bzw. Fachbereiche davon profitieren können. Durch diese Lenkung wird sich die universitäre Lehre an die Fachhochschulen annähern, die schon vom Konzept her darauf angelegt sind, mit wenig Aufwand viele Abschlüsse „zu produzieren.“ Zu erhöhter Qualität, Interdisziplinarität, kleinen Gruppenstärken und sinnvollen Studieninhalten und Leistungsnachweisen hält das Modell die Hochschulen nicht an.
4. Die Berliner Hochschulstruktur

4.1. Derzeitiger Stand

Die Berliner Hochschulstruktur hat geschichtlich bedingte Sondermerkmale. Die reichlich fließenden Sondermittel in Ost und West ermöglichten den Aufbau einer hohen Wissenschaftsdichte. Wie in der Einleitung bemerkt, wird diese seitdem kontinuierlich abgebaut.

Die Struktur verteilt sich  folgendermaßen (Soll HS-Verträge ohne Strukturfonds 2002):

	
	Landeszuschuss (T€)


	Personalbezogene

Studienplätze
	Studierende 
	Auslastung
	ProfessorInnen

	HU
	367.617
	19.380
	36.813
	190 %
	311+178 Medizin

	FU
	363.999
	25.122
	41.755
	166 %
	437+72 Medizin

	TU
	263.834
	17.388
	29.554
	169 %
	346

	Universitäten gesamt (ungewichtet)
	995.450
	61.890
	108.122
	174 %
	1344

	TFH
	49.193
	6.860
	8.199
	119 %
	272

	FHW
	8.704
	1.500(2000)
	3.121 (2000)
	208 %
	57

	FHTW
	36.900
	7.900
	8.491
	107 %
	209

	ASFH
	8.167
	1.100 (2000)
	1.361 (2000)
	123 %
	34

	Fachhochschulen insgesamt ungewichtet (Ohne EFHB, KFB, FHVR)
	102.964
	17.360
	21.172
	139%
	582

	UdK
	55.293
	2.898
	3.856
	133%
	182


Abbildung 3: Verteilung von Landeszuschüssen, Studienplätzen und Studierenden in Berlin (Quellen: Stat.Landesamt, SenWissFoKu, eigene Berechnungen)

Der weitaus größte Anteil der Lehrkapazitäten liegt bei den Universitäten. Die Fachhochschulstudierenden machen im WS 2002/2003 lediglich 16,6% der gesamten Studierenden aus.
 Dieser Umstand wird von Politik, Wissenschaftsrat und Wirtschaft als Mangel gesehen.
 Die Gründe sind nicht nur in niedrigeren Kapazitäten der Fachhochschulen, sondern auch in deutlich längeren Studienzeiten der Universitäten zu suchen. Bei den Studienanfängern machen die Fachhochschulen den immer noch unterdurchschnittlichen Anteil von 25,1% aus.
 Alle Berliner Hochschulen laufen unter Überlast und haben deutlich mehr Studierende immatrikuliert, als das planmäßig vorgesehen ist. Drastisch ist die Überbelegung bei den „gestutzten“ Universitäten sowie bei der FHW. An der FHTW zeigt sich fast eine  Übereinstimmung zwischen Ausstattung und Auslastung. Die niedrige Mittelausstattung im Vergleich zur TFH lässt auf weniger Pensionslasten schließen.  

Die Universitäten decken mit FU und HU das klassische Modell der Volluniversität mit (sehr umfangreicher Medizin) ab, während die TU den technisch-naturwissenschaftlichen Bereich bedient. An der TU werden jedoch auch Geistes- und Sozialwissenschaften in kleinerem Umfang angeboten.

Näher soll uns das derzeitige Spektrum der Fachhochschulen interessieren:

	
	TFH
	FHTW
	FHW
	ASFH
	EFHB
	KFB

	Wirtschaft/Management
	X
	X
	X
	
	
	

	Informatik
	X
	X
	
	
	
	

	Mathematik
	X
	X
	
	
	
	

	Gestaltung
	
	X
	
	
	
	

	Medien/Kommunikation
	X
	X
	
	
	
	

	Bio/Umwelt/Garten
	X
	
	
	
	
	

	Bau/Architektur
	X
	X
	
	
	
	

	Ingenieure
	X
	X
	
	
	
	

	Restauration/Museum
	
	X
	
	
	
	

	Sozialarbeit/-pädagogik
	
	
	
	X
	X
	X

	Gesundheit/Pflege
	X
	
	
	X
	X
	X

	Religion
	
	
	
	
	X
	


Abbildung 4: Fächerspektrum der Berliner Fachhochschulen (Quelle: eigene Recherchen, Studieren in Berlin und Brandenburg 2003)

Die heutige Situation zeigt zwar ein relative Breite, bei genauerer Betrachtung der einzelnen Studiengänge sind eindeutig die Wurzeln des Hochschultyps sichtbar. Entwickelt wurden die meisten Angebote aus den Grundrichtungen Wirtschaft, Technik sowie Sozialwesen, wobei die ersten beiden Bereiche deutlich überwiegen.

Bei der Einführung gestufter Studienabschlüsse kommen die Universitäten nur langsam voran. Zum Wintersemester 2003/2004 kann man in elf Fächern das Studium in einem grundständigen Bachelor aufnehmen.
 Die Fachhochschulen bieten bisher neun grundständige Bachelor an.
 Konsekutive Masterstudiengänge sind zwar konzipiert, laufen aber noch kaum, da die Bachelor bisher kaum AbsolventInnen produzieren.

4.2. Wissenschaft und Wirtschaft

In der aktuellen politischen und ökonomischen Situation spielen bestehende und mögliche Synergien zwischen Wissenschaft und Wirtschaft eine wichtige Rolle. Der Senat aber auch Parteien, Wirtschaft und Hochschulen diskutieren Wege zu mehr Innovationen und zur Nutzung von Wissenschaftsressourcen für mehr wirtschaftliche Entwicklung.
 Die TFH ist allerdings ein Beispiel für den umgekehrten Weg, den Weg zur Nutzung von Wirtschaftsressourcen für wissenschaftliche Ausbildung. Sie bietet duale Studiengänge an, die in Zusammenarbeit mit Wirtschaftsunternehmen durchgeführt werden.

Im neuen Innovationsbericht des Senats sind die Fachhochschulen vor allem als Kooperationspartner für Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU) erwähnt.
 Diese Funktion kann, auch an Universitäten, deutlich ausgebaut werden: „Studierende können mit ihren Diplom- und Magisterarbeiten wichtige Impulse für neue Produktideen oder Verfahrensabläufe in den KMU initiieren, die Praktiker aus der Wirtschaft können manchen frischen Windzug in verstaubte Studiengänge bringen.“
  
Als Motoren der Innovation nehmen sie keine bedeutende Stelle ein. Denn: „Ohne breite Grundlagenforschung, nur mit anwendungsbezogenen Fragestellungen entstehen neue Technologien gerade nicht.“
 Im diesem Bereich sind bisher, so der Innovationsbericht, die Universitäten, die Forschungsinstitute und die Hochschulmedizin führend. Die Berliner Kompetenzfelder wie etwa Biotechnologie, Medizin, Kommunikation und Information sowie Verkehr und Umwelt sind keine klassischen Fachhochschulbereiche. Auch das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft im aktuellen Förderranking ausgezeichnete Profil in Geistes- und Sozialwissenschaften ist keine FH-Domäne.
 

Die AbsolventInnen wirtschaftlich-technisch orientierter Fachhochschulstudiengänge leiden unter der Wirtschaftsschwäche der Stadt bzw. der ganzen Region. Vor allem Großunternehmen fehlen fast völlig. Auch der Niedergang der Ende der 90er Jahre in Berlin sehr starken Werbe- und Internetbranche schlägt negativ für die FH-Abgänger von Informatik und Kommunikations- bzw. Designstudiengängen zu Buche.  

Unternehmensgründungen von HochschulabsolventInnen zeigen einen möglichen Ausweg aus dieser Situation. Die Fachhochschulen liegen bei der Gründertätigkeit weit vorn. So haben sich aus der FHTW in sechs Jahren mehr Unternehmen gegründet als aus der nicht innovationsunfreudigen TU Berlin in den letzten 30 Jahren.
Allerdings sind die Unternehmen aus den Unis deutlich größer. Die Praxisorientierung der Fachhochschulen zeigt auch unmittelbare Effekte, die sich nicht nur in Arbeitsmarktkompatibilität erschöpfen. 

Die Gründertätigkeit der AbsolventInnen ist gut, Innovationsimpulse kommen hingegen kaum. Der Schwerpunkt praxisorientierte Lehre durch die Fachhochschulen ist gut besetzt, während die Möglichkeiten anwendungsorientierter Forschung und Entwicklung als ausbaufähig eingeschätzt werden müssen.   

5. Diskutierte Möglichkeiten eines Ausbaus der Fachhochschulen

5.1. Ausbau und Neugründungen von Studiengängen/Strukturfonds

Der Wissenschaftsrat empfahl in seinen Stellungnahmen zur bundesdeutschen Hochschullandschaft den deutlichen Ausbau des Fachhochschulsektors „durch ordnungspolitischen Eingriff“ auf den Anteil von 40%.
 Er gab speziell für Berlin Empfehlungen, so etwa den Ausbau nichttechnischer Fächer an der TFH, den Ausbau der Fächer Design und Gestaltung an der FHTW sowie betriebswirtschaftliche Anteile an neuen Studiengängen sowie Studiengänge im Bereich Gesundheit der ASFH.
 Weiterhin wurde mehr Kooperation zwischen den Hochschulen angemahnt.

Der Senat von Berlin legte nach einer Aufforderung durch das Abgeordnetenhaus eine Konzeption vor, die auf den Empfehlungen des WR und der Expertenkommission für BWL an Fachhochschulen basierte.
 Die Umschichtung von Kapazitäten könne „nur in einem längerfristigen Prozess gelingen, wenn die Universitäten ihre klassischen Kernaufgaben stärken.“
 Die Expertenkommission gab Empfehlungen zur Erweiterung der Fachhochschulen:

· BWL mit dem Schwerpunkt Tourismus

· BWL mit dem Schwerpunkt Freizeitmanagement

· Krankenversicherungsmanagement

· Food Marketing

· Abfallwirtschaft

· Personalmanagement

· Verkehrswesen/Verkehrswirtschaft

Der Senat erklärte, es werde eine Erhöhung der Zuschüsse an die Fachhochschulen um jährlich 3,2 Mio. DM (1,63 Mio. €) angestrebt, was einer Erweiterung der Studienplatzkapazitäten um ca. 4920 und einer Erhöhung des Anteils an den Studienplätzen auf 35% entspräche.
 Das Mittel der Wahl für die Umschichtungen sollte ein Pool werden, aus dem die Fachhochschulen die entsprechenden Mittel für neue Studienangebote beantragen können. In den Hochschulverträgen für 2003-2005 wurde die Ausstattung dieses Fonds mit 2,55 Mio. € jährlich vereinbart.
 

Eine Expertenkommission wertete die ersten Bewerbungen um diese Mittel aus.
 Die konzipierten Angebote der Fachhochschulen und die Bewertungen sind in der Tabelle dargestellt:

	Hochschule
	Name
	Fachrichtung/Berufsfeld/ Besonderheiten
	empfehlenswert

	ASFH
	Bachelor of Science in health professions
	Gesundheit, Physio-/Ergotherapeuten
	mit Auflagen

	
	Bachelor of education
	Vorschulpädagogik
	nein

	
	Bachelor Sozialarbeit – Interkulturalität und Konflikt-

Management
	s. Name
	nein

	EFHB
	Studiengang Bachelor of Nursing
	Pflege/Erweiterung der Krankenpflegeausbildung
	besonders empfehlenswert

	FHTW+TFH
	Konsekutive Bachelor-Master-Studiengänge Facility Management
	Bauwerkserstellung und Bewirtschaftung
	besonders empfehlenswert

	FHW
	Konsekutiver Bachelor-Master-Studiengang Applied Economics

und 
	Volkswirtschaft
	besonders empfehlenswert

	
	Deutsch-Französischer Diplom Studiengang International Management
	Internationale Wirtschaft (Zweisprachig/Binational)
	besonders empfehlenswert

	
	Konsekutiver Bachelor-Master-Studiengang International Economics
	Internationale Wirtschaft 
	empfehlenswert

	KFB
	Heilpädagogik
	s. Name
	besonders empfehlenswert

	TFH
	Konsekutive Bachelor-Master-Studiengänge Veranstaltungstechnik

und Management
	Theater- und Veranstaltungsbereich
	besonders empfehlenswert

	
	Dualer Bachelor-Studiengang Communication Systems
	Mit Siemens in Kooperation.
	besonders empfehlenswert

	
	Online-Bachelor-Studiengang Wirtschaftsingenieurwesen
	e-learning inkl. Präsenzphasen. Kooperation mit sieben Hochschulen.
	empfehlenswert

	
	Online-Bachelor-Studiengang Medieninformatik
	s. Wirtschaftsingenieurwesen
	mit Auflagen

	
	Diplom-Studiengang Druck- und Medientechnik
	s. Name
	nicht empfehlenswert


Abbildung 5: Empfehlungen der Expertenkommission zur Vergabe der Mittel aus dem FH-Strukturfonds (Quelle: Expertenkommission Strukturfonds Berlin: Empfehlungen der Expertenkommission zur Begutachtung der Anträge auf Vergabe der Mittel des Strukturfonds zur Stärkung der Fachhochschulen in Berlin. 

Auch hier zeigen sich die engen Grenzen des Fachhochschulkonzepts, wenn Kooperation mit den Universitäten fehlt. Die neuen Studiengänge bleiben nah an den bisherigen Grundrichtungen. So hat beispielsweise die FHW einen angedachten Studiengang „Wissenschaftsjournalismus“ nicht eingereicht. Über die Gründe kann nur spekuliert werden, aber anzunehmen ist, dass der Teil der Journalismusausbildung nur schwierig aufzubauen gewesen wäre.

Als zukunftsträchtig ist jedoch die Entwicklung in Richtung Gesundheit/Pflege zu sehen. Hier kommen neue Chancen der Einbeziehung der Fachschulen hinzu (s. 5.3.).

Die Kooperation zwischen Universitäten und Fachhochschulen soll auch in Berlin Synergien produktiv machen.
 Faktisch stellen sowohl der Wissenschaftsrat als auch die Expertenkommission BWL an Fachhochschulen die Probleme einer solchen Zusammenarbeit in den Vordergrund: „Die Kommission hat den Eindruck gewonnen, dass das Klima für Kooperationen zwischen Universitäten und Fachhochschulen derzeit nicht besonders gut ist.“
 Obwohl die Fachhochschulen eine Kooperation ausdrücklich wünschen
, sehen die Universitäten „nur wenig Anknüpfungspunkte für eine Kooperation.“
 Trotzdem gibt es diese Kooperationen, allerdings auf dem Gebiet der Forschung. 

5.2. Wechsel von Universitätsstudiengängen an die FH

Der Wechsel von Studiengängen von der Universität an die Fachhochschule ist sowohl von der KMK als auch vom Wissenschaftsrat empfohlen worden. Der Wissenschaftsrat begründete dies mit der prekären Finanzlage, die es nicht erlaube, zusätzliche Mittel zum Ausbau der Fachhochschulen bereitzustellen.
 Als Beispiele für mögliche Verlagerungen nannte der Wissenschaftsrat Dolmetscherstudiengänge, Gebäudetechnik, Lebensmitteltechnologie, Musiktherapie sowie Medizin- und Pflegepädagogik.
 Die Konzeption des Senats widersprach dieser Möglichkeit in weiten Teilen. Zum einen sei eine direkte Verlagerung „wegen rechtlicher Gründe“ nicht möglich,
 zum anderen sei diese nicht finanzierbar: „Eine Verlagerung müsste folglich das Problem der Doppelfinanzierung berücksichtigen.“
 Diese wäre nötig, weil das Personal nicht an die Fachhochschule verlagert werden kann.

Der Senat sieht Studiengänge als geeignet für eine Verlagerung an, die „bereits an der Universität stärker anwendungsorientiert sind“ oder „nach allgemeinem Verständnis Fachhochschulstudiengänge sind.“
 Der Senat sieht außer bei Architekten und Berufsschullehren keine Möglichkeiten der sinnvollen Verlagerung von Universitätsstudiengängen an die Fachhochschulen. 

5.3. Integration von Fachschulausbildungsgängen

Die Integration von Fachschulen stellt die Möglichkeit dar, Ausbildungsgänge zu „akademisieren“ und den gestiegenen Anforderungen an die Arbeitnehmer anzupassen. Weitere Veränderungen ergäben sich für den Status der Lernenden sowie der Lehrenden (BAföG sowie zukünftige Wissenschaftstarifverträge und Besoldungsrecht). Eine Eingliederung von Ausbildungsgängen in die Fachhochschulen stellt eine Annäherung an Länder dar, die kein derart differenziertes Berufsausbildungssystem haben. Der Bachelor würde sich dann der Bestimmung nähern, die er zum Beispiel in den USA besitzt.

Der Berliner Senat hat 2001 in seiner Konzeption zum Ausbau der Fachhochschulen auch die Übernahme von Fachschulausbildungsgängen in die FH geprüft. Er empfahl, neben der bereits in die TFH integrierten Fachschule für Optik und Fototechnik, die Einrichtung eines Studiengangs Heilpädagogik an der KFB sowie die Prüfung von Studienangeboten im Bereich Gesundheit.
 Die neuen Koalitionspartner SPD und PDS nannten in ihrer Koalitionsvereinbarung ebenfalls die weitere Integration von Fachschulen in die Fachhochschulen als Ziel.

Der Studiengang Heilpädagogik ist inzwischen eingerichtet. Die EFHB hat einen Bachelor of nursing konzipiert und sich um Mittel aus dem Strukturfonds beworben (s. 5.1.). In diesem Studiengang ist der Ausbildungsgang Krankenpflege enthalten, der von Berufsfachschulen angeboten wird. Die Konzeption der ASFH für einen Bachelor of Science in Health Professions wurde als unzureichend bezeichnet (s. 5.1.).

6. Fazit

6.1. Fachhochschulen und Universitäten im ungleichen Wettbewerb

Allerorten wird der Ausbau der Fachhochschulen gefordert. Einige sehen den Anteil der FH bei 40% der Studienplätze, andere sehen sie gar als „Regelhochschule der nahen Zukunft.“
 In den euphorischen Chor kann nach dieser Analyse nicht eingestimmt werden. Die Fachhochschulen nennen als größte Stärke im Kampf um knappe öffentliche Mittel: ihre Studienplätze kosten die öffentliche Hand deutlich weniger als solche an Universitäten.
 Die Ursachen für diese Eigenschaft sind folgende:

· niedrigere Bezahlung der Lehrenden

· schlechtere Arbeitsbedingungen der Lehrenden

· geringe Breite im Angebot an Fächern und Inhalten

· Forschung ist thematisch eng eingeschränkt und zeitlich stark beschränkt

· kurze Studienzeiten

Noch wird der Ausbau der Fachhochschulen mit dem Bedarf an kurzen, praxisgerechten Studiengängen begründet. Die Universitäten ziehen jedoch auf diesem Gebiet nach, die ersten grundständigen Bachelorstudiengänge, stark verschult und mit restriktiven Prüfungsordnungen,  sind eingerichtet. Auch die Praxisorientierung dieser neuen Ausbildungsgänge wird sich entwickeln, weil sie im Bachelorprofil zwingend enthalten ist und nicht zuletzt durch die Hochschulverträge angemahnt wird. 

Der Wettbewerb um Kürze und um Praxisnähe des Studiums, um eigene Auswahlverfahren und um Nähe zur Ökonomie und zum Arbeitsmarkt, er hat begonnen. Die Fachhochschulen unterliegen jedoch den Restriktionen ihres preisgünstigen Modells. Die oben genannten schlechten Ausgangsbedingungen im Wettbewerb müssen erhalten bleiben, sollen sie weiter der Liebling defizitgeplagter Hochschulpolitiker sein. 

In Zukunft könnte das heißen: Die Universitäten haben bei den gleichen Abschlüssen die besseren Professoren und die bessere Ausstattung mit Mittelbau. Die Universitäten können wegen ihres breiten Spektrums die neuen Studiengänge viel breiter konzipieren und den Studierenden interdisziplinäres Lernen ermöglichen. Ihre Forschungsnähe bringt eine ständige Erneuerung des Wissens und im Idealfall Vorteile in der Erziehung der Studierenden zu Eigeninitiative und Selbständigkeit. Besonders die Konzeption von wissenschaftlich orientierten hochqualitativen Masterstudiengängen dürfte den Universitäten deutlich leichter fallen. Eine leichte Anhebung des Lehrdeputats lässt sich sicher fiskalisch begründen und durchsetzen. Sind erneuerte Universitäten nicht die besseren Fachhochschulen, die echten „universities of applied sciences“? Vielleicht. Diese Entwicklung ist aus meiner Sicht, jedenfalls in letzter Konsequenz, kaum erstrebenswert.

Eine andere Qualität der Fachhochschulen lässt nachdenken: Unter anderem dieses Modell war der Hebel, um überhaupt Wettbewerb auf dem Hochschulsektor in Deutschland zu erzeugen. Die Universität verändert sich, um in diesem Wettbewerb zu bestehen. Sie erweitert- im besten Fall- ihr Profil und gewinnt positive Profilmerkmale (siehe oben) hinzu. Wird es da nicht Zeit, den bisher zu Werbezwecken missbrauchten Titel „university of applied sciences“ endlich mit Gehalt, mit universitären Elementen zu füllen? 

6.2. Auf dem Weg zur Universität der angewandten Wissenschaften

„Entscheiden und Handeln“ machte Peer Pasternack als die benötigten Fähigkeiten von Hochschulabsolventen aus.
 Es sei davon auszugehen, dass das Ende der Arbeitsgesellschaft gekommen und dass „tauschwertbasierte Erwerbsarbeit endgültig nicht mehr zur Beschäftigungsgrundlage aller (...)“ werden wird.
 Andererseits sei „die Durchformung sämtlicher gesellschaftlicher Verhältnisse durch wissensbasierte Prozesse“ ein derzeitiger Prozess. 
 Nötig seien „kognitive Befähigung sowie soziale Kompetenzen“ der zukünftigen HochschulabsolventInnen. Gerade für die Herausbildung dieser sind die Fachhochschulen unzureichend gerüstet. Pasternack macht als entscheidenden Unterschied zwischen den Hochschularten aus, dass die Universitäten sich selbst an der Erstellung ihres Lehrgegenstands beteiligen, während die Fachhochschulen diesen „nur“ rezipieren und den Stand der Grundlagenforschung in ihre Lehre und in ihre angewandte Forschung einspeisen. Bis es soweit ist, dass die Hochschularten auf diesen Unterschied reduziert werden können, ist es ein weiter, aber ein wünschenswerter Weg. 

Dieser Weg ist gepflastert mit einer Reform der Lehrformen und der Lehrinhalte, mit der Entwicklung einer Hochschulpädagogik und- didaktik bzw. ihrer Umsetzung. Gerade die auf  Lehre spezialisierte FH kann und muss Expertin auf dem Gebiet werden, Studierende zu aktiven und selbständigen Lernenden zu formen. Extremer Leistungsdruck, unsinnige Benotungen und verbreitete Misserfolgserlebnisse sollten (übrigens auch an Universitäten!) der Vergangenheit angehören. 

Weiterhin muss auf diesem Weg das Erkennen gesellschaftlicher Verantwortung der „university of applied sciences“ jenseits marktförmiger Anpassung liegen. Dieses Erkennen sollte von den alimentierenden staatlichen Institutionen im  Interesse der demokratischen Gesellschaft honoriert und gefördert werden. Die Lehrenden müssen bei ihren Absolventen die Fähigkeit zur kritischen Analyse, zu sozial kompetenter Entscheidungsfähigkeit und zur Übernahme von Verantwortung entwickeln. Der Anwendungs- und Praxisbezug schließt den Blick auf gesellschaftliche Realität, das freie Entwickeln von Alternativen ausdrücklich ein. Dazu sind Freiräume (zweckfreie Räume?!) und die Fähigkeit zum innerhochschulischen Diskurs notwendig. Genannt sei auch die Verantwortung der Hochschule für ihren Standort, in diesem Fall Berlin.

Und nicht zuletzt liegt auf dem Weg zur echten Universität der angewandten Wissenschaften die Ausbildung von Interdisziplinarität. Sie ist auch eine wichtige Voraussetzung für die beiden ersten Punkte. Es ist nicht zu begründen, warum angewandte Wissenschaft letztlich auf einige spezielle Studiengänge in Wirtschaft, Technik, Gestaltung und Sozialarbeit beschränkt sein soll. Pädagogik, Naturwissenschaften, Philologien, Rechtswissenschaften, Sozialwissenschaften, Künste und auch Geisteswissenschaften sind in ein progressives Profil der Fachhochschule einzubringen.

Dies alles ist wohl nicht im Zuge eines von Gruppeninteressen geprägten Verteilungskampfes um knappste öffentliche Mittel zu planen und umzusetzen. Der Liebling der Hochschulpolitiker, der Studierenden und der Arbeitgeber könnte die Fachhochschule werden, der Liebling der Haushalter ist sie dann wohl nicht mehr. Nötig wäre zum Beispiel die Gleichstellung von Beschäftigten an Fachhochschulen und Universitäten, um einen produktiven Dialog um Verteilung von Kapazitäten auf die verschiedenen Hochschularten zu ermöglichen, sowie die Gleichstellung im Hochschulzugang. Es gäbe keinen Grund, unterschiedliche Hochschulzugänge an gleichgestellten Hochschularten einzurichten. Und letztlich benötigt die Entwicklung der Fachhochschulen den Willen der Gesellschaft und der Politik, offene, demokratische und realitätsorientierte Hochschulen als soziale Errungenschaft zu erkennen, zu erweitern und zu gestalten.

7. Anhang

7.1. Abkürzungen

ASFH- Alice-Salomon-Fachhochschule für Sozialarbeit und Sozialpädagogik

BA/MA- Bachelor/Master 

BMBF-Bundesministerium für Bildung und Forschung

EFHB- Evangelische Fachhochschule Berlin

FHTW- Fachhochschule für Technik und Wirtschaft Berlin

FU- Freie Universität Berlin

HLB- Hochschullehrerbund

HRK- Hochschulrektorenkonferenz

HU- Humboldt- Universität zu Berlin

KFB- Katholische Fachhochschule Berlin

KMK- Kultusministerkonferenz

SenWissFoKu- Senatsverwaltung für Wissenschaft, Forschung und Kultur

TFH-Technische Fachhochschule Berlin

TU-Technische Universität Berlin 

UdK- Universität der Künste

WR- Wissenschaftsrat
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